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Einige Worte vorweg

Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Wahlorganisatoren!

Mitbestimmung und Mitwirkung der
Beschäftigen in den Betrieben ist
ein wesentlicher Bestandteil un-
serer demokratischen Ordnung.

Zur Wahrnehmung dieser wich-
tigen Rechte ist es erforderlich,
dass Kolleginnen und Kollegen in
die Lage versetzt werden, ihre
Rechte im Betrieb voll auszuschöp-
fen. Der Betriebsrat soll auf der
Ebene der Betriebe die Interessen
der Arbeitnehmer wahren und
konstruktiv, im Bewusstsein seiner
eigenen Mitverantwortung am Er-
folg des Betriebs, die Geschehen
im Betrieb mitgestalten.

Den Organisatoren für die Betrieb-
ratswahlen, den Mitgliedern der
Fachgewerkschaft DPVKOM und
den Kandidaten wird dabei keine
einfache Aufgabe bei der Vorberei-
tung und Durchführung von Wahl-
en gestellt. Aber wir müssen uns
immer wieder vor Augen halten:

Eine Gewerkschaft, die mitge-
stalten will, muss Vertreter in
den Betriebsräten haben.

Die von der DPVKOM erstellten
Arbeitshilfen enthalten wertvolle
Hinweise für die Vorbereitung und
Durchführung der Betriebsrats-
wahlen und die Arbeit in den Be-

triebsräten. Sie sollen den Mit-
gliedern der Wahlvorstände, den
Wahlorganisatoren und Betriebs-
räten ihre verantwortungsvolle Tä-
tigkeit erleichtern und dazu bei-
tragen, dass die gesetzlichen Be-
stimmungen korrekt eingehalten
werden.

Neben diesen theoretischen Wer-
ken bietet die DPVKOM ein
umfangreiches Schulungsangebot,
welches das Gesamtspektrum um
den Betriebsrat abdeckt. Wir sind
sicher, dass unsere Arbeitshilfen
zur reibungslosen Durchführung
der Betriebsratswahlen und der Ar-
beit in den Betriebsräten beitragen
werden, und danken allen Aktiven
für ihre Bemühungen.

Diese nun vorliegende Neuauflage
soll in Kurzform die wesentlichen
Informationen für die Vorbereitung
von Betriebsratswahlen darstellen
und enthält alle gesetzlichen Rege-
lungen bis Mai 2025.

Blau unterlegt sind hierbei Hinwei-
se, die in Betrieben, in denen auch
Beamte beschäftigt sind, zu beach-
ten sind. Für Betriebe, in denen
ausschließlich Arbeitnehmer be-
schäftigt werden, haben diese Infor-
mationen in der Vorbereitung der
BR-Wahlen hingegen keine Be-
deutung.

Der Bundesvorstand
der Fachgewerkschaft DPVKOM
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Vorbemerkung:

Dieser „Wahlorganisationsplan kompakt“ ist abgestellt auf Betriebe, in
denen aufgrund der Wahlvorschriften des BetrVG, der WO und der
WO Post fünf oder mehr Betriebsratsmitglieder zu wählen sind, also
nicht auf Kleinbetriebe im Sinne des Gesetzes.

A Allgemeine Regelungen für die Wahl von Betriebsräten

A 1 Wer ist wahlberechtigt?

§ 7 BetrVG Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des Betriebs, die das 16.
Lebensjahr vollendet haben. Werden Arbeitnehmer eines ande-
ren Arbeitgebers zur Arbeitsleistung überlassen, so sind diese
wahlberechtigt, wenn sie länger als drei Monate im Betrieb einge-
setzt werden.

§ 2 Abs. 3 WO

Das aktive und passive Wahlrecht steht nur Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern zu, die in die Wählerliste eingetragen sind.
Wahlberechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die am
Wahltag nicht nach § 8 des Gesetzes wählbar sind, und wahlbe-
rechtigten Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern (§ 14
Absatz 2 Satz 1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) steht
nur das aktive Wahlrecht zu.

Zu den Wahlberechtigten zählen u. a. auch kranke und beurlaubte Ar-
beitnehmer (einschließlich Mutterschafts- u. Erziehungsurlaub) sowie
Teilzeitbeschäftigte. In Anlehnung an die Rechtsprechung des BAG zur
Wahlberechtigung von Wehrdienstleistenden (Entscheidung vom
29.03.1974 - AP Nr. 2 zu § 19 BetrVG 1972) sind wahlberechtigt auch
diejenigen im Urlaub ohne Bezüge, die während der Amtszeit des neu
zu wählenden Betriebsrats in den Betrieb zurückkehren werden.

Die Staatsangehörigkeit des Wählers spielt keine Rolle. Ausländische
Kolleginnen und Kollegen sind daher ebenfalls wahlberechtigt.
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Wie lange man dem Betrieb angehört, spielt bei der Wahlberechtigung
keine Rolle. Entscheidend ist, dass man am Wahltag dem Betrieb als
Arbeitnehmer angehört und in der Wählerliste steht.

Der Arbeitnehmer muss am Wahltag mindestens 16 Jahre alt sein.

Jeder Wahlberechtigte muss in der Wählerliste eingetragen sein, sonst
kann er seine Stimme nicht abgeben. Deshalb muss die Liste am Tag
vor der Wahl noch einmal überprüft werden, um sicherzustellen, dass
alle am (letzten) Tag der Stimmabgabe wahlberechtigten Beschäftigten
auch in der Liste enthalten sind. Nicht wählen dürfen den Betriebsrat
die leitenden Angestellten.

Beamten, die im Rahmen einer Zuweisung nach § 4 Abs. 4 Postperso-
nalrechtsgesetz (PostPersRG) dauerhaft einem anderen Unternehmen
zugewiesen wurden, steht nur in diesem Unternehmen ein aktives und
passives Wahlrecht zum Betriebsrat zu. Sie sind dagegen nicht wahlbe-
rechtigt und wählbar zum Betriebsrat des Betriebs, dem sie dienstrecht-
lich zugeordnet sind (BAG 16.01.2008, 7 ABR 66/06).

Leiharbeitnehmer sind im Betrieb des Entleihunternehmens wahlbe-
rechtigt, wenn sie länger als drei Monate dort eingesetzt werden (§ 7
Satz 2 BetrVG). Dabei dürfen sie aber bereits dann schon ab dem ers-
ten Tag ihres Einsatzes im Entleihbetrieb wählen, wenn ihre Überlas-
sungsdauer im Entleihbetrieb voraussichtlich drei Monate über-
schreitet.

A 2 Wer kann gewählt werden?

 § 8 BetrVG Wählbarkeit (Auszug)

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die das 18. Lebensjahr
vollendet und sechs Monate dem Betrieb angehören oder als in
Heimarbeit Beschäftigte in der Hauptsache für den Betrieb gear-
beitet haben. Auf diese sechsmonatige Betriebszugehörigkeit
werden Zeiten angerechnet, in denen der Arbeitnehmer unmittel-
bar vorher einem anderen Betrieb desselben Unternehmens oder
Konzerns angehört hat.
Nicht wählbar ist, wer infolge strafgerichtlicher Verurteilung die
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht be-
sitzt.
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(2) Besteht der Betrieb weniger als sechs Monate, so sind abwei-
chend von der Vorschrift in Abs. 1 über die sechsmonatige Be-
triebszugehörigkeit diejenigen Arbeitnehmer wählbar, die bei der
Einleitung der Betriebsratswahl im Betrieb beschäftigt sind und die
übrigen Voraussetzungen für die Wählbarkeit erfüllen.

Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 AÜG sind Leiharbeitnehmer bei der Wahl der
betriebsverfassungsrechtlichen Arbeitnehmervertretung im Entleiherbe-
trieb nicht wählbar.

Wahlbewerber haben einen besonderen Kündigungsschutz (vgl. Punkt
B 11). Dieser Kündigungsschutz für Wahlbewerber beginnt, wenn ein
Wahlvorschlag aufgestellt ist.

A 3 Was ist mit den Beamten?

Die bei den Aktiengesellschaften beschäftigten Beamten gelten für die
Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes als Arbeitnehmer (§ 24
Abs. 2 Satz 1 PostPersRG). Dies gilt aber nicht für die Beamten, die in
der Funktion eines leitenden Angestellten tätig sind (§ 24 Abs. 2 Satz 2
PostPersRG, § 5 Abs. 3 BetrVG).

Dieses gilt aber nur für diejenigen Beamten, die auch tatsächlich im
Beamtenverhältnis verblieben sind. Bei den Aktiengesellschaften be-
schäftigte beurlaubte Beamte haben einen Arbeitsvertrag und sind da-
mit unmittelbar Arbeitnehmer im Sinne des BetrVG.

A 4 Wie groß ist der Betriebsrat?

Wie viele Mitglieder der Betriebsrat haben muss, ergibt sich aus der
Anzahl der ''in der Regel'' im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer (vgl.
Punkt B 6).

Achtung: Das Gesetz nennt zwei Kategorien: ''Wahlberechtigte Arbeit-
nehmer'' und ''Arbeitnehmer''. Ab 52 Beschäftigten gilt auf jeden Fall
die Zahl der Arbeitnehmer. Egal, ob sie wahlberechtigt sind oder nicht.
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§ 9 BetrVG Zahl der Betriebsratsmitglieder

Der Betriebsrat besteht in Betrieben mit in der Regel

In Betrieben mit mehr als 9000 Arbeitnehmern erhöht sich die Zahl der
Betriebsratsmitglieder für je angefangene weitere 3000 Arbeitnehmer
um 2 Mitglieder.

Bei Betrieben bis 51 Arbeitnehmern richtet sich die Größe des Be-
triebsrats nach der Zahl der Wahlberechtigten.

Die Zahl der Wahlberechtigten wird an dem Tag festgestellt, an dem
das Wahlausschreiben ausgehängt wird, weil zu diesem Zeitpunkt be-
reits die Wählerliste aufgestellt ist, die jedoch bis zum Wahltag zu aktu-
alisieren ist.
Bei allen größeren Betrieben richtet sich die Zahl nach der Anzahl der
in der Regel Beschäftigten. D. h. auch Jugendliche unter 18 Jahren
zählen mit. In beiden Fällen werden leitende Angestellte nicht mitge-
rechnet.

5 bis 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus einer Person
21 bis 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus 3 Mitgliedern
51 wahlberechtigten Arbeitnehmern bis 100 Arbeitnehmern aus 5 Mitgliedern
101 bis 200 Arbeitnehmern aus 7 Mitgliedern
201 bis 400 Arbeitnehmern aus 9 Mitgliedern
401 bis 700 Arbeitnehmern aus 11 Mitgliedern
701 bis 1000 Arbeitnehmern aus 13 Mitgliedern
1001 bis 1500 Arbeitnehmern aus 15 Mitgliedern
1501 bis 2000 Arbeitnehmern aus 17 Mitgliedern
2001 bis 2500 Arbeitnehmern aus 19 Mitgliedern
2501 bis 3000 Arbeitnehmern aus 21 Mitgliedern
3001 bis 3500 Arbeitnehmern aus 23 Mitgliedern
3501 bis 4000 Arbeitnehmern aus 25 Mitgliedern
4001 bis 4500 Arbeitnehmern aus 27 Mitgliedern
4501 bis 5000 Arbeitnehmern aus 29 Mitgliedern
5001 bis 6000 Arbeitnehmern aus 31 Mitgliedern
6001 bis 7000 Arbeitnehmern aus 33 Mitgliedern
7001 bis 9000 Arbeitnehmern aus 35 Mitgliedern
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B Vorbereitung und Durchführung der Betriebsratswahl

B 1 Bestellung des Wahlvorstands

Die Vorbereitung der Betriebsratswahl beginnt grundsätzlich damit,
dass ein Wahlvorstand bestellt wird. Dieser hat dann die erforderlichen
Maßnahmen bis zum Abschluss der Wahl durchzuführen.
Wann die Bestellung des Wahlvorstands bei bestehendem Betriebsrat
zu geschehen hat, ist durch § 16 Abs. 1 und 2 BetrVG genau vorge-
schrieben.

§ 16 BetrVG Bestellung des Wahlvorstands (Auszug)

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit be-
stellt der Betriebsrat einen aus drei Wahlberechtigten beste-
henden Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden.
(...)

(2) Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Be-
triebsrats kein Wahlvorstand, so bestellt ihn das Arbeitsge-
richt auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder
einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft;(...)

Daher ist zunächst bei der Bestellung des Wahlvorstands eine wichtige
Frist zu beachten: Spätestens 10 Wochen vor dem Ablauf der Amts-
zeit des noch amtierenden Betriebsrats muss ein Wahlvorstand bestellt
sein.

Hat der Betriebsrat diese Frist für die Bestellung des Wahlvorstands
versäumt und besteht 8 Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebs-
rats immer noch kein Wahlvorstand, so können mindestens 3 Wahlbe-
rechtigte oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft die Bestellung
beim Arbeitsgericht beantragen. In diesem Fall kann der amtierende
Betriebsrat noch bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Arbeitsge-
richts einen Wahlvorstand bestellen, sofern seine Amtszeit noch nicht
abgelaufen ist. Der durch den Betriebsrat bestellte Wahlvorstand hat
dann Vorrang. Das Arbeitsgerichtsverfahren ist einzustellen.



10

Wahlorganisationsplan kompakt

B 2 Zusammensetzung des Wahlvorstands

Der Wahlvorstand besteht aus drei Wahlberechtigten, von denen der
Betriebsrat einen durch Mehrheitsbeschluss zum Vorsitzenden zu be-
stellen hat.

Der Betriebsrat kann die Zahl der Wahlvorstandsmitglieder auch erhö-
hen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erfor-
derlich ist. Der Wahlvorstand muss aber in jedem Fall aus einer
ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen.

Für jedes Mitglied des Wahlvorstands kann für den Fall seiner Verhin-
derung ein Ersatzmitglied bestellt werden.

In Betrieben mit Arbeitnehmern und Beamten muss dem Wahlvorstand
ein Beamter angehören (§ 26 Nr. 6 PostPersRG).

Jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann einen dem Betrieb an-
gehörenden Beauftragten als nicht stimmberechtigtes Mitglied in den
Wahlvorstand entsenden. Dies ist allerdings dann ausgeschlossen,
wenn die Gewerkschaft schon durch ein stimmberechtigtes Mitglied im
Wahlvorstand vertreten ist (§ 16 Abs. 1 Satz 6 BetrVG). Der Wahlvor-
stand ist berechtigt und verpflichtet zu prüfen, ob der Beauftragte auch
tatsächlich einer Gewerkschaft angehört und ob diese Gewerkschaft
auch im Betrieb vertreten ist. Jedem Wahlvorstand soll also mindes-
tens ein DPVKOM-Vertreter, möglichst als stimmberechtigtes Mitglied,
angehören.

Der von seiner Gewerkschaft in den Wahlvorstand entsendete Beauf-
tragte wird dort echtes Mitglied mit allen Rechten und Pflichten außer
dem Stimmrecht in den Sitzungen des Wahlvorstands. Er ist also be-
rechtigt und verpflichtet, an der gesamten Tätigkeit des Wahlvorstands
sich zu beteiligen und mitzuarbeiten, nicht etwa nur an den Sitzungen
teilzunehmen; so müssen ihm auch alle Arbeitsunterlagen des
Wahlvorstands zugänglich sein. Nicht von ungefähr formuliert das Ge-
setz das Wort Mitglied.

B 2.1 Schulungsanspruch der Wahlvorstandsmitglieder

Jedem stimmberechtigten Wahlvorstandsmitglied steht  eine Schulung
über die wesentlichen zu beachtenden gesetzlichen Rahmenbedin-
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gungen im Hinblick auf die Vorbereitung und Durchführung einer Be-
triebsratswahl zu. Die Kosten hat der Arbeitgeber zu tragen. Inwieweit
auch die durch die DPVKOM entsandten nicht stimmberechtigten Mit-
glieder einen solchen Anspruch haben, ist im Einzelfall zu klären, wo-
bei wir von einem grundsätzlich bestehenden Anspruch ausgehen.

Die DPVKOM führt solche Wahlvorstandsschulungen in eigener Regie
durch! Diese sollten alle stimm- und nicht stimmberechtigten Wahlvor-
standsmitglieder in Anspruch nehmen!

B 3 Hinweis des Wahlvorstands für die Beamten

Der Wahlvorstand hat unverzüglich nach seiner Bestellung durch Aus-
hang

a) die wahlberechtigten Beamten darauf hinzuweisen, dass sie
in geheimer Abstimmung darüber entscheiden können, ob sie
auf die Bildung einer eigenen Gruppe bei der Wahl zum Be-
triebsrat verzichten,

b) den Zeitpunkt bekannt zu geben, bis zu dem die Entschei-
dung dem Wahlvorstand mitzuteilen ist. Zwischen dem Aus-
hang und der Mitteilung müssen mindestens fünf Arbeitstage
liegen (§ 5 Abs. 1 WO Post).

Der Aushang hat an einer oder mehreren geeigneten, den Beamten
zugänglichen Stellen zu erfolgen. Unter den Voraussetzungen des § 2
Abs. 4 Satz 3 und 4 WO kann die Bekanntmachung auch in elektro-
nischer Form erfolgen (§ 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 WO Post).

Es wird jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Beamten
eine solche Abstimmung auch schon vor Erlass des Aushangs des
Wahlvorstands durchführen oder einleiten können.

B 3.1. Eigene Beamtengruppe oder Verzicht

Nach § 26 Nr. 1 PostPersRG ist die Gruppenwahl die Regel.

Die Entscheidung, ob die Beamten darauf verzichten, in eigener Grup-
pe zu wählen, kann von den wahlberechtigten Beamten selbst in ge-
heimer Abstimmung beschlossen werden (§ 26 Nr. 1 PostPersRG).
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Notwendig ist, dass in der Gruppe Beamte die Mehrheit der wahlbe-
rechtigten Beamten für den Verzicht stimmt. Siehe dazu nochmals B 4.

Die Vorabstimmung zu einem solchen Verzicht muss folgende Voraus-
setzungen vollständig erfüllen:

1. An der Abstimmung können nur wahlberechtigte Beamte teilneh-
men.

2. Die Abstimmung muss geheim sein.
3. Die Abstimmung bewirkt nur dann einen Verzicht, wenn die Mehr-

heit aller wahlberechtigten Beamten (nicht der anwesenden) für
den Verzicht gestimmt hat.

4. Die Abstimmung muss von einem Abstimmungsvorstand geleitet
werden.

B 3.2. Folgen eines Verzichts der Beamten auf eigene Gruppenwahl

Haben die Beamten in rechtsgültig wirksamer Form auf ihr eigenes
Gruppenwahlrecht verzichtet, so wird das im Wahlausschreiben be-
kanntgegeben und die Beamten wählen zusammen mit den Arbeitneh-
mern; das Wahlverfahren richtet sich nun unmittelbar nach der
Wahlordnung (§ 7 WO Post).

B 4 Erstellung der Wählerliste

Der Wahlvorstand hat nach Ablauf der Entscheidungsfrist der Beamten
eine Wählerliste aufzustellen. Die Wählerliste muss zum Zeitpunkt der
Einleitung der Wahl (Erlass des Wahlausschreibens) aufgestellt sein.

Jeder Wahlberechtigte muss in der Wählerliste eingetragen sein. Wäh-
len kann nur, wer in die Wählerliste eingetragen ist. Daher ist es wichtig
zu überprüfen, ob alle wahlberechtigten Arbeitnehmer und Beamten
des Betriebs in die Wählerliste aufgenommen worden sind.

Bei Bildung einer eigenen Gruppe der Beamten bei der Wahl zum Be-
triebsrat hat der Wahlvorstand eine Liste der Wahlberechtigten (Wäh-
lerliste), getrennt nach den Gruppen der Arbeitnehmer sowie der
Beamten, aufzustellen. Innerhalb der Gruppen sind die Wahlberech-
tigten getrennt nach den Geschlechtern aufzuführen (§ 6 Nr. 1 Abs. 1
WO Post).
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Die Wahlberechtigten sollen alphabetisch aufgeführt werden. Die Wäh-
lerliste soll Familiennamen, Vornamen und Geburtsdatum enthalten.
Die nach § 14 Abs. 2 Satz 1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
nicht passiv Wahlberechtigten sind in der Wählerliste auszuweisen (§ 2
Abs. 1 Satz 3 WO). Der Abdruck der Wählerliste, der an geeigneter
Stelle im Betrieb ausgelegt werden muss, soll jedoch die Geburtsdaten
der Wahlberechtigten nicht enthalten (§ 2 Abs. 4 Satz 1 und 2 WO).

Der Wahlvorstand muss die Wählerliste öffentlich auslegen.

B 5 Verteilung der Betriebsratssitze auf die Gruppen

Bilden die Beamten eine eigene Gruppe, müssen sie und die Arbeit-
nehmer entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebsrat
vertreten sein (§ 26 Nr. 2 PostPersRG). Der Wahlvorstand errechnet
die Verteilung der Betriebsratsmitglieder auf die Gruppen nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl. Zu diesem Zweck werden die Zahlen
der am Tage des Erlasses des Wahlausschreibens im Betrieb be-
schäftigten Arbeitnehmer und Beamten in einer Reihe nebeneinander
gestellt und beide durch 1, 2, 3, 4, usw., geteilt. Die ermittelten Teil-
zahlen sind nacheinander reihenweise unter den Zahlen der ersten
Reihe aufzuführen, bis höhere Teilzahlen für die Zuweisung der zu ver-
teilenden Sitze nicht mehr in Betracht kommen.

Unter den so gefundenen Teilzahlen werden so viele Höchstzahlen
ausgesondert und der Größe nach geordnet, wie Betriebsratsmitglieder
zu wählen sind. Jede Gruppe erhält so viele Mitgliedersitze zugeteilt,
wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Wenn die niedrigste in Betracht
kommende Höchstzahl auf beide Gruppen zugleich entfällt, so ent-
scheidet das Los darüber, welcher Gruppe dieser Sitz zufällt.

B 6 Vertretung des Geschlechts in der Minderheit

§ 5 WO modifiziert durch § 6 Nr. 4 WO Post Bestimmung der
Mindestsitze für das Geschlecht in der Minderheit

(1) Der Wahlvorstand stellt fest, welches Geschlecht von seinem
zahlenmäßigen Verhältnis innerhalb der jeweiligen Gruppe in der
Minderheit ist. Sodann errechnet der Wahlvorstand den Mindest-
anteil der Betriebsratssitze innerhalb der jeweiligen Gruppe für
das Geschlecht in der Minderheit nach den Grundsätzen der Ver-
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hältniswahl. Zu diesem Zweck werden die Zahlen der am Tage
des Erlasses des Wahlausschreibens innerhalb der jeweiligen
Gruppe beschäftigten Frauen und Männer in einer Reihe neben-
einander gestellt und beide durch 1, 2, 3, 4, usw., geteilt. Die er-
mittelten Teilzahlen sind nacheinander reihenweise unter den
Zahlen der ersten Reihe aufzuführen, bis höhere Teilzahlen für
die Zuweisung der zu verteilenden Sitze nicht mehr in Betracht
kommen.

(2) Unter den so gefundenen Teilzahlen werden so viele Höchst-
zahlen ausgesondert und der Größe nach geordnet, wie Be-
triebsratsmitglieder in der jeweiligen Gruppe zu wählen sind. Das
Geschlecht in der Minderheit erhält so viele Mitgliedersitze inner-
halb der jeweiligen Gruppe zugeteilt, wie Höchstzahlen auf
dieses entfallen …

B 7 Erlass des Wahlausschreibens

Das Wahlausschreiben ist durch § 3 Abs. 1 WO zwingend vorgeschrie-
ben. Es muss spätestens 6 Wochen vor dem ersten Tag der Stimm-
abgabe vom Wahlvorstand herausgegeben werden und muss vom
Wahlvorstandsvorsitzenden und mindestens einem weiteren stimmbe-
rechtigten Mitglied unterschrieben sein. Ein Abdruck des Wahlaus-
schreibens ist vom Tage seines Erlasses bis zum letzten Tag der
Stimmabgabe an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberech-
tigten zugänglichen Stellen (also auch bei sämtlichen Außenstellen)
vom Wahlvorstand auszuhängen und in gut lesbarem Zustand zu er-
halten. Mit dem Aushang des Wahlausschreibens ist die Betriebsrats-
wahl eingeleitet.

Ergänzend (d. h. das Wahlausschreiben ist in jedem Fall auszuhängen)
kann das Wahlausschreiben mittels der im Betrieb vorhandenen Infor-
mations- und Kommunikationstechniken bekanntgegeben werden. Bei
Bekanntmachung ausschließlich in elektronischer Form müssen auch
tatsächlich alle Arbeitnehmer und Beamten Kenntnis erlangen können
(§ 3 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 4 Satz 4 WO).

B 8 Wahlvorschläge der DPVKOM

Die Einreichung eines gültigen Wahlvorschlags ist die entscheidende
Voraussetzung für die Teilnahme an der Wahl.
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Wahlvorschriften sind strenge Formvorschriften; das gilt insbesondere
für die Form der Wahlvorschläge. Den Wahlleitungen der DPVKOM
gehen von der Bundesgeschäftsstelle Formblätter für Wahlvorschläge
zu, die den Formvorschriften entsprechen. Es sind nur die Angaben der
einzelnen Wahlbewerber einzutragen und die Unterschriften der beiden
Beauftragten der DPVKOM zu leisten.

In jeder Vorschlagsliste sind die einzelnen Bewerber in erkennbarer
Reihenfolge unter fortlaufender Nummer und unter Angabe von
Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Art der Beschäftigung im Be-
trieb und die Gruppe, der der Bewerber angehört, aufzuführen. Die
schriftliche Zustimmung der Bewerber zur Aufnahme in die Liste ist
beizufügen (§ 6 Abs. 3 WO i.V.m. § 6 Nr. 5 Abs. 3 WO Post).

Bei Gruppenwahl ist eine gruppenfremde Kandidatur (Beamte kandidie-
ren auf der Vorschlagsliste Arbeitnehmer – Arbeitnehmer kandidieren
auf der Vorschlagsliste Beamte) gemäß § 26 Satz 1 Nr. 4a des Postper-
sonalrechtsgesetzes ausdrücklich möglich.

Eine Vorschlagsliste soll möglichst doppelt so viele Bewerber enthalten
wie Betriebsratsmitglieder zu wählen sind. Es genügt für die Gültigkeit
der Liste jedoch auch, wenn eine geringere Anzahl von Bewerbern auf-
geführt ist. Eine Liste ist selbst dann noch anzunehmen, wenn sie nur
einen Bewerber enthält.
Jeder Wahlbewerber hat eine Zustimmungserklärung zu seiner Bewer-
bung zu unterschreiben. Dazu werden unseren Wahlleitungen von un-
serer Bundesgeschäftsstelle Formblätter übersandt. Eine einmal
gegebene Zustimmungserklärung kann nicht mehr widerrufen werden.

Wenn kein anderer Unterzeichner der Vorschlagsliste ausdrücklich als
Listenvertreter bezeichnet ist, wird der an erster Stelle Unterzeich-
nende als Listenvertreter angesehen. Der Listenvertreter ist berechtigt
und verpflichtet, dem Wahlvorstand die zur Beseitigung von Beanstan-
dungen erforderlichen Erklärungen abzugeben sowie Erklärungen und
Entscheidungen des Wahlvorstands entgegenzunehmen (§ 6 Abs. 4
WO).

Für die Einreichung der Vorschlagslisten ist eine wichtige Frist zu
beachten: Denn spätestens 2 Wochen nach Aushängen des Wahl-
ausschreibens müssen die Vorschlagslisten beim Wahlvorstand
eingereicht worden sein (§ 6 Abs. 1 WO).
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Dabei können die im Betrieb vertretenen Gewerkschaften – also auch
die DPVKOM – eigene Wahlvorschläge einreichen (§ 14 Abs. 3
BetrVG). Wir brauchen für unseren Wahlvorschlag also keine Unter-
schriften von Wahlberechtigten des Betriebs.

Vorschlagslisten einer Gewerkschaft müssen dabei von zwei Beauf-
tragten unterzeichnet sein (§ 14 Abs. 5 BetrVG). Diese müssen kraft
Satzung dazu befugt oder durch die satzungsmäßigen Organe ent-
sprechend ermächtigt worden sein.

B 9 Ermittlung der Ordnungsnummern und Bekanntgabe der
 Wahlvorschläge

Nach Ablauf der Einreichungs-, Nachbesserungs- und Nachfristen für
Vorschlagslisten (§§ 6 Abs. 1, 8 Abs. 2, 9 Abs. 1 WO) ermittelt der
Wahlvorstand durch das Los die Reihenfolge der Ordnungsnummern,
die den eingereichten Vorschlagslisten zugeteilt werden (§ 10 Abs. 1
Satz 1 WO).

Die Listenvertreter der jeweiligen Vorschlagslisten sind zu der
Losentscheidung rechtzeitig einzuladen (§ 10 Abs. 1 Satz 2 WO).

Alle beim Wahlvorstand eingereichten und gültigen Vorschlagslisten
müssen durch den Wahlvorstand bekannt gemacht werden.

B 10 Durchführung der Wahl

Der Wahlvorstand muss dafür sorgen, dass

o  Wahllokale, Wahlkabinen, Wahlurnen und Stimmzettel vorhanden
sind,

o  die Wahlzeiten bekannt sind,

o  alle Unterlagen da sind,

o  jeder Wähler unbeobachtet und unbeeinflussbar wählen kann.
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B 10.1 Wahlraum, Wahlurne und Stimmzettel

Jeder Wahlberechtigte des Betriebs muss ohne Schwierigkeiten das
Wahllokal erreichen können. Der Wahlraum muss so gestaltet sein,
dass eine geheime Wahl möglich ist. Jeder Wähler muss daher seine
Stimme unbeobachtet abgeben können.
In jedes Wahllokal gehört eine Wahlurne. Die Urnen müssen so be-
schaffen sein, dass mit dem Stimmzettel nicht manipuliert werden
kann. Die Stimmzettel dürfen aus der Wahlurne nicht herausgenom-
men werden können, ohne dass die Wahlurne geöffnet wird. Es müs-
sen verschließbare Wahlurnen genommen werden.
Wird über mehrere Tage gewählt, müssen die Wahlurnen außerhalb
der Wahlzeiten versiegelt in einem verschlossenen Raum unterge-
bracht werden (§ 12 Abs. 5 WO).
Der Wahlvorstand muss dafür sorgen, dass die Stimmzettel rechtzeitig
zur Verfügung stehen. Sie müssen sämtlich für die jeweilige Gruppe
die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben.
Das Gleiche gilt für die Wahlumschläge (§ 6 Nr. 7 Satz 2 WO Post
i.V.m. § 11 Abs. 2 Satz 2 und 3 WO).

Wenn Listenwahl (Verhältniswahl) durchgeführt wird, sind auf den
Stimmzetteln die Vorschlagslisten in der Reihenfolge der Ordnungs-
nummern aufzuführen. Die beiden Bewerber, die an erster Stelle ste-
hen, sind mit Familiennamen, Vornamen, Art der Beschäftigung im
Betrieb und der Gruppe, der sie angehören (§ 6 Nr. 7 Abs. 1 Satz 1
WO Post) untereinander aufzuführen. Wenn die Liste zusätzlich ein
Kennwort hat, muss das ebenfalls angegeben werden (§ 11 Abs. 2
WO). Die Kennworte der verschiedenen Listen dürfen nicht in unter-
schiedlicher Schrift gedruckt werden.

B 10.2 Leitung und Überwachung des Wahlvorgangs

Bei Gruppenwahl erfolgt die Stimmabgabe nach § 12 WO nach Grup-
pen getrennt (§ 6 Nr. 8 WO Post). Die Stimmzettel sind für die jeweilige
Gruppe von unterschiedlicher Farbe; für jede Gruppe ist eine eigene
Wahlurne bereitzustellen.

Der Wahlvorstand ist für eine ordnungsgemäße Wahlhandlung verant-
wortlich. Es müssen immer zwei stimmberechtigte Wahlvorstandsmit-
glieder im Wahlraum anwesend sein. Oder ein stimmberechtigtes
Wahlvorstandsmitglied und ein Wahlhelfer.
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Jeder Wähler muss unbeobachtet wählen können. Der Wahlvorstand
hat darauf zu achten, dass die Wahl geheim bleibt. Es muss sicherge-
stellt sein, dass Dritte von der Wahlentscheidung des einzelnen Wahl-
berechtigten keine Kenntnis erhalten können.

Bei Verhältniswahl (Listenwahl) darf nur eine Wahlvorschlagsliste
auf dem Stimmzettel angekreuzt werden. Sonst ist der Stimmzettel
ungültig.

Auf dem Stimmzettel dürfen Vermerke anderer Art nicht angebracht
werden. So ist es insbesondere unzulässig, Angaben zu streichen oder
welche hinzuzufügen.
Innerhalb des Wahllokals ist jede Werbung für Kandidaten oder Wahl-
vorschlagslisten unzulässig. Der Wahlvorstand übt im Wahllokal das
Hausrecht aus. Er ist also auch dafür verantwortlich, dass das Verbot
der Werbung im Wahllokal eingehalten wird.

B 10.3 Schriftliche Stimmabgabe (Briefwahl)

Schriftlich gewählt werden kann, wenn

o der Wahlvorstand für einzelne Betriebsteile, die räumlich weit vom
Hauptbetrieb entfernt sind, die Briefwahl beschlossen hat
(§ 24 Abs. 3 WO) und dies im Wahlausschreiben angegeben ist,

o einzelne Arbeitnehmer dies verlangen, weil sie am Tage der Wahl
nicht selbst im Wahllokal wählen können (Urlaub, Krankheit;
§ 24 Abs. 1 WO).

Achtung: Der Wahlvorstand hat Wahlberechtigten, von denen ihm be-
kannt ist, dass sie zum Zeitpunkt der Wahl wegen der Eigenart ihres
Beschäftigungsverhältnisses voraussichtlich nicht im Betrieb anwesend
sind (insbesondere im Außendienst oder mit Telearbeit Beschäftigte
und in Heimarbeit Beschäftigte), die Unterlagen für die Briefwahl von
sich aus zu übermitteln, ohne dass es eines Verlangens des Wahlbe-
rechtigten bedarf (§ 24 Abs. 2 WO).

Für die Briefwahl gelten dieselben Grundsätze wie für die persönliche
Wahl:
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Der Briefwähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er

1. den Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet und in
dem Wahlumschlag verschließt,

2. die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Orts und des Da-
tums unterschreibt und

3. den Wahlumschlag und die unterschriebene vorgedruckte Erklä-
rung in dem Freiumschlag verschließt und diesen so rechtzeitig
absendet oder übergibt, dass er vor Abschluss der Stimmabgabe
vorliegt (§ 25 WO).

Unmittelbar vor dem Abschluss der Stimmabgabe öffnet der Wahlvor-
stand in betriebsöffentlicher Sitzung die bis zu diesem Zeitpunkt einge-
gangenen Freiumschläge und entnimmt ihnen die Wahlumschläge
sowie die vorgedruckten Erklärungen. Der Wahlvorstand hat die Brief-
wahlumschläge bis zum Ende der Wahl verschlossen aufzubewahren.
Unmittelbar vor Schluss der persönlichen Stimmabgabe und vor Be-
ginn der Stimmenauszählung werden die Briefwahlumschläge geöff-
net, die persönliche Erklärung überprüft und die verschlossenen
Wahlumschläge in die Wahlurne gelegt.

B 11 Feststellung des Wahlergebnisses

B 11.1 Auszählung

Die Auszählung hat möglichst unmittelbar nach Schließung der Wahl-
lokale zu erfolgen. Wenn das nicht möglich ist, müssen die Wahlurnen
versiegelt in einem verschlossenen Raum aufbewahrt werden
(§ 12 Abs. 4 Satz 1 WO).

Die Auszählung ist öffentlich, womit nicht eine allgemeine, sondern die
Betriebsöffentlichkeit gemeint ist. Die Arbeitnehmer des Betriebs und
Beauftragte der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften sind bei der
Stimmenauszählung dabei, wobei letztere nicht Arbeitnehmer des
Betriebs sein müssen (§ 13 WO).

Im Beisein des gesamten Wahlvorstands werden die Wahlurnen geöff-
net. Vor dem Öffnen muss der Wahlvorstand feststellen, ob der Ver-
schluss der Wahlurnen unbeschädigt ist.
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Die Stimmenauszählung muss durch den gesamten Wahlvorstand er-
folgen. Wenn in mehreren Wahllokalen gewählt wurde, darf die Aus-
zählung der Urnen nicht in den jeweiligen Wahllokalen erfolgen. Alle
Wahlurnen müssen in ein Wahllokal gebracht werden. Die Auszählung
kann erst beginnen, wenn der gesamte Wahlvorstand anwesend ist.
Welcher Stimmzettel gültig ist, entscheidet allein der Wahlvorstand.
Ungültige Stimmzettel werden fortlaufend nummeriert und müssen ge-
trennt von den gültigen Stimmzetteln mit den Wahlunterlagen aufbe-
wahrt werden. Stimmzettel sind dann ungültig, wenn ...

• sie nicht in einem Wahlumschlag abgegeben wurden,
• sie ein besonderes Merkmal, einen Zusatz, eine Einschränkung

zum angekreuzten Kandidaten (bzw. der Liste) haben,
• nicht einwandfrei festgestellt werden kann, wie der Wähler ab-

stimmen wollte,
• der Stimmzettel unterschrieben ist,
• mehr als eine Vorschlagsliste angekreuzt ist oder mehr Kandi-

daten angekreuzt sind, als zu wählen sind.

Ist Verhältniswahl durchgeführt worden, so werden die auf jede Vor-
schlagsliste entfallenden Stimmzettel gezählt.

Bei Personenwahl sind für jeden Bewerber getrennt die auf ihn entfal-
lenden gültigen Stimmen zu zählen.

B 11.2 Gruppenwahl bei mehreren Vorschlagslisten

§ 6 Nr. 9 WO Post i.V.m. § 15 Abs. 5 WO Verteilung der Gruppen-
sitze auf die Vorschlagslisten

Bei Gruppenwahl erfolgt die Verteilung der Sitze der Gruppen der
Arbeitnehmer sowie der Beamten auf die Vorschlagslisten wie folgt:

(1) Die den einzelnen Vorschlagslisten der Gruppe zugefallenen
Stimmenzahlen werden in einer Reihe nebeneinander gestellt und
durch 1, 2, 3, 4, usw., geteilt. Die ermittelten Teilzahlen sind nach-
einander reihenweise unter den Zahlen der ersten Reihe aufzufüh-
ren, bis höhere Teilzahlen für die Zuweisung der zu verteilenden
Sitze nicht mehr in Betracht kommen.
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(2) Unter den so gefundenen Teilzahlen werden so viele Höchst-
zahlen ausgesondert und der Größe nach geordnet, wie Betriebs-
ratsmitglieder für die Gruppe zu wählen sind. Jede Vorschlagsliste
erhält so viele Mitgliedersitze zugeteilt, wie Höchstzahlen auf sie
entfallen. Wenn die niedrigste in Betracht kommende Höchstzahl auf
mehrere Vorschlagslisten zugleich entfällt, so entscheidet das Los
darüber, welcher Vorschlagsliste dieser Sitz zufällt.

§ 15 Abs. 5 WO i.V.m. § 6 Nr. 9 WO Post

(5) Befindet sich unter den auf die Vorschlagslisten der jeweiligen
Gruppe entfallenden Höchstzahlen nicht die erforderliche Mindest-
zahl von Angehörigen des Geschlechts in der Minderheit, so gilt fol-
gendes:

1. An die Stelle der auf der Vorschlagsliste mit der niedrigsten
Höchstzahl benannten Person, die nicht dem Geschlecht in der
Minderheit angehört, tritt die in derselben Vorschlagsliste in der
Reihenfolge nach ihr benannte, nicht berücksichtigte Person
des Geschlechts in der Minderheit.

2. Enthält diese Vorschlagsliste keine Person des Geschlechts in
der Minderheit, so geht dieser Sitz auf die Vorschlagsliste mit
der folgenden, noch nicht berücksichtigten Höchstzahl und mit
Angehörigen des Geschlechts in der Minderheit über. Entfällt
die folgende Höchstzahl auf mehrere Vorschlagslisten zugleich,
so entscheidet das Los darüber, welcher Vorschlagsliste dieser
Sitz zufällt.

Beispiel:

In einer Niederlassung arbeiten 3.000 Betriebsangehörige, davon
1.000 Arbeitnehmer und 2.000 Beamte.

Nach § 9 BetrVG besteht der Betriebsrat aus 21 Mitgliedern. Die Be-
amten verzichten nicht auf ihr eigenes Gruppenwahlrecht.

In der Gruppe Arbeitnehmer sind 600 Frauen und 400 Männer.
In der Gruppe Beamte sind 800 Frauen und 1.200 Männer.
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Zunächst verteilt der Wahlvorstand die 21 Betriebsratssitze auf die
Gruppen der Arbeitnehmer und der Beamten (§ 6 Nr. 3 WO Post).

Der Wahlvorstand rechnet wie folgt:

     1.000 Arbeitnehmer  2.000 Beamte
geteilt durch 1  1.000      2.000
geteilt durch 2     500      1.000
geteilt durch 3     333         666
geteilt durch 4     250         500
geteilt durch 5     200         400
geteilt durch 6     166         333
geteilt durch 7     142         285
geteilt durch 8     125         250
geteilt durch 9            222
geteilt durch 10           200
geteilt durch 11           181
geteilt durch 12           166
geteilt durch 13           153
geteilt durch 14           142
geteilt durch 15           133

Im neu zu wählenden Betriebsrat erhält die Gruppe Arbeitnehmer 7
Sitze und die Gruppe Beamte 14 Sitze.

Jetzt errechnet der Wahlvorstand die dem Geschlecht in der Minderheit
zustehenden Mindestsitze innerhalb der jeweiligen Gruppe (§ 6 Nr. 4
WO Post i.V.m. § 5 WO).

Gruppe Arbeitnehmer    600 Frauen     400 Männer
geteilt durch 1       600       400
geteilt durch 2       300       200
geteilt durch 3       200       133
geteilt durch 4       150       100
geteilt durch 5       120

Von den 7 Sitzen der Gruppe Arbeitnehmer stehen mindestens 3 Sitze
den Männern zu.
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Gruppe Beamte      800 Frauen  1.200 Männer
geteilt durch 1       800    1.200
geteilt durch 2       400       600
geteilt durch 3       266       400
geteilt durch 4       200       300
geteilt durch 5       160       240
geteilt durch 6       133 Losgewinn    200
geteilt durch 7       114       171
geteilt durch 8            150
geteilt durch 9            133 Los
geteilt durch 10           120

Die niedrigste Höchstzahl entfällt auf beide Geschlechter zugleich; also
Losentscheid, der zu Gunsten der Frauen ausgeht (§ 5 Abs. 2 Satz 3
WO).

Von den 14 Sitzen der Gruppe Beamte stehen mindestens 6 Sitze den
Frauen zu.

Wahlergebnis Gruppe Arbeitnehmer: 900 gültige Stimmen.

Liste 1 erhält 700 Stimmen, Liste 2 erhält 200 Stimmen.

     Liste 1 700 Stimmen   Liste 2 200 Stimmen
geteilt durch 1    700 Frau    200 Frau
geteilt durch 2    350 Mann    100 Mann
geteilt durch 3    233 Frau      66 Frau
geteilt durch 4    175 Mann
geteilt durch 5    140 Frau
geteilt durch 6    116 Frau
geteilt durch 7    100 Mann
geteilt durch 8      87 Frau
geteilt durch 9      77 Frau
geteilt durch 10     70 Frau

Die Liste 1 erhält 6 Sitze, die Liste 2 einen Sitz (§ 6 Nr. 9 Abs. 1 und 2
WO Post).

Den Männern stehen 3 Mindestsitze zu. Unter den 7 Bewerbern der
beiden Listen mit den Höchstzahlen sind aber nur 2 Männer. Die nied-
rigste Höchstzahl 116 findet sich auf der Liste 1. Anstelle der Frau mit
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der Höchstzahl 116 kommt von der Liste 1 der Mann mit der Zahl 100 in
den Betriebsrat (§ 15 Abs. 5 Nr. 1 WO).

In der Gruppe Arbeitnehmer zieht in den neuen Betriebsrat die Liste 1
mit 6 Mitgliedern (3 Männer und 3 Frauen) ein, die Liste 2 mit einem
Mitglied (1 Frau).

B 11.3. Mehrere Vorschlagslisten Betriebe ohne Beamte

In Betrieben ohne Beamte erfolgt die Verteilung der Betriebsratsman-
date auf die Listen ausschließlich analog dem unter B 11.2. dargestell-
ten Beispiel für die Gruppe der Arbeitnehmer.

C Vorgehen nach der Feststellung des Wahlergebnisses

C 1 Wahlniederschrift

Wenn das Wahlergebnis feststeht, muss der Wahlvorstand eine Wahl-
niederschrift erstellen. Sie muss vom Vorsitzenden und einem weiteren
stimmberechtigten Mitglied unterschrieben sein. Sie ist ein Dokument.
In § 16 WO steht, was die Wahlniederschrift enthalten muss.

Sie ist gemeinsam mit den Wahlakten mindestens bis zur Beendigung
der Amtszeit des neuen Betriebsrats aufzubewahren.

§ 16 WO i.V.m. § 6 Nr. 11 WO Post Wahlniederschrift

(1) Nachdem ermittelt ist, welche Arbeitnehmer als Betriebs-
ratsmitglieder gewählt sind, hat der Wahlvorstand in einer Nie-
derschrift festzustellen:

1. die Gesamtzahl der von jeder Gruppe abgegebenen
Wahlumschläge und die Zahl der für jede Gruppe abge-
gebenen gültigen Stimmen;

2. die jeder Liste zugefallenen Stimmenzahlen;

3. die berechneten Höchstzahlen;

4. die Verteilung der berechneten Höchstzahlen auf die Listen;

5. die Zahl der ungültigen Stimmen,
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6. die Namen der in den Betriebsrat gewählten Bewerber;

7. gegebenenfalls besondere während der Betriebsratswahl
eingetretene Zwischenfälle oder sonstige Ereignisse.

(2)  Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und von mindes-
tens einem weiteren stimmberechtigten Mitglied des Wahlvor-
stands zu unterschreiben.

C 2 Benachrichtigung neuer Betriebsratsmitglieder

Das schreibt § 17 WO vor. Der Wahlvorstand muss unverzüglich einen
Brief schreiben. Eine mündliche oder telefonische Mitteilung genügt
nicht.
Nach § 17 Abs. 1 WO kann ein Gewählter binnen drei Arbeitstagen er-
klären, dass er die Wahl nicht annimmt.

Erklärt der Gewählte nicht binnen drei Arbeitstagen nach Zugang der
Benachrichtigung dem Wahlvorstand, dass er die Wahl ablehnt, gilt die
Wahl als angenommen.

C 3 Bekanntmachung der Neugewählten

Das Ergebnis der Betriebsratswahl und die Namen der Betriebsratsmit-
glieder müssen bekanntgegeben werden. Und zwar für einen Zeitraum
von Wochen an denselben Stellen, an denen auch das Wahlausschrei-
ben aushing.

C 4 Wahlanfechtung

Die Wahl kann angefochten werden

1. durch mindestens drei Wahlberechtigte des Betriebs oder

2. durch eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft oder

3. durch den Arbeitgeber.

Die Wahlanfechtung muss innerhalb einer Frist von zwei Wochen, vom
Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, beim zu-
ständigen Arbeitsgericht vorgenommen werden.
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Eine Wahlanfechtung ist aber nur möglich, wenn gegen wesentliche
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfah-
ren verstoßen worden ist und keine Berichtigung des Fehlers erfolgt ist

und

dass durch diesen Verstoß das vorliegende Wahlergebnis geändert
oder beeinflusst werden konnte (§ 19 Abs. 1 BetrVG).

C 5 Konstituierung des Betriebsrats

In der konstituierenden Sitzung des neuen Betriebsrats wählt der Be-
triebsrat den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Zu dieser Sitzung
des Betriebsrats muss der Wahlvorstand einladen. Spätestens eine
Woche nach dem (letzten) Wahltag muss die Einladung durch den
Wahlvorstand erfolgen. Es ist jedoch nicht notwendig, dass die Konsti-
tuierung in dieser Wochenfrist stattfindet, lediglich die Einladung muss
erfolgen.

Der Vorsitzende des Wahlvorstands leitet zunächst die konstituierende
Sitzung des Betriebsrats. Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte einen
Wahlleiter. Der Vorsitzende des Wahlvorstands kann nicht zum Wahl-
leiter gewählt werden, es sei denn, er ist gleichzeitig neues Betriebs-
ratsmitglied. Wenn der Wahlleiter gewählt ist, übernimmt er die weitere
Leitung der Sitzung. Der Vorsitzende des Wahlvorstands verlässt nun
den Sitzungsraum.

Das zum Wahlleiter bestimmte Betriebsratsmitglied hat bei der konsti-
tuierenden Sitzung auch die Wahl des stellvertretenden Betriebsrats-
vorsitzenden durchzuführen.

Mit der Bekanntmachung des Wahlergebnisses endet das Recht des
Wahlleiters, die Sitzung zu leiten.

In dem Moment, in dem der Betriebsratsvorsitzende und sein Stellver-
treter gewählt sind, ist der Betriebsrat konstituiert und voll handlungsfä-
hig, es sei denn, dass die Amtszeit des bisherigen Betriebsrats noch
nicht abgelaufen ist.





Das alles spricht für eine Mitgliedschaft
in der

Wir bieten Ihnen:
kompetente Ansprechpartner in Ihrer Nähe,

eine qualifizierte Rechtsberatung und Rechtsschutz durch Fachanwälte,

aktuelle Informationen aus erster Hand, zum Beispiel durch Informations-
veranstaltungen, Seminare, umfangreiche Broschüren, DPVKOM Magazin
und unsere Homepage sowie Social-Media-Kanäle,

finanzielle Unterstützung bei Freizeitunfällen, Personen- und Vermögens-
schäden oder auch beim Verlust von Dienstschlüsseln/Code-Cards sowie
Kassenfehlbeträgen,

Schutz und Hilfe bei Schadenersatzforderungen,

Streikgeld bei Arbeitskämpfen

... und vieles andere mehr.

Alle diese Leistungen sind
bereits in Ihrem Mitglieds-
beitrag enthalten. Dieser
beträgt nur 0,8 Prozent von
Ihren monatlichen Brutto-
bezügen. Auszubildende
zahlen monatlich sogar
nur 3 Euro.

Wir sind für Sie da:
wenn Ihr Arbeitsplatz wegzufallen droht oder Sie gegen Ihren Willen versetzt
werden sollen,

wenn Sie sich durch Entscheidungen und Beurteilungen Ihres Arbeitgebers
benachteiligt fühlen und

natürlich bei allen anderen Fragen rund um Ihr Arbeits- oder Beamten-
verhältnis.

Jetzt
Mitglied
werden

Für weitere
 Informationen

QR-Code
scannen

… für die Beschäftigten
bei der Deutschen Post DHL, der Deutschen Telekom,
der Postbank und in Call-Centern


